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Träger öffentlicher Belange 
 

Stellungnahme Beschlussvorschlag 
  
Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Nds, Katasteramt GS 

- Die Kartengrundlage ist nach dem NVermG und durch das Urheberrechtsgesetz 
rechtlich geschützt. Für die Verwendung der Daten sind die Verwendungs- und 
Geschäftsbedingungen der Vermessungs- und Katasterverwaltung 
Niedersachsen zu beachten. Sie sind veröffentlicht unter 
http://www.lgln.niedersachsen.de/wir_ueber_uns/verwendungs_und_geschaeftsb
edingungen/--97401.html (allgemeine Geschäfts- und Nutzungsbedingungen 
(AGNB) Eine Internetpräsentation hat zudem einen deutlich sichtbaren und in 
angemessener Größe gestalteten Link auf die Homepage des LGLN 
(www.lgln.de) zu enthalten. 

- Die abschließende Bescheinigung der amtlichen Vermessungsstelle auf dem 
vorgelegten Bebauungsplan wird nach drei inhaltlichen Aussagen unterschieden. 
Je nach erforderlichem Bescheinigungstyp können nach Prüfung durch die 
amtliche Vermessungsstelle bei fehlenden Voraussetzungen 
Liegenschaftsvermessungen für den erforderlichen Darstellungsinhalt sowie der 
Geometriegenauigkeit der dargestellten Grenzverläufe erforderlich werden. 
Begründet durch das vorgeschriebene Verwaltungsverfahren können hierfür 
mehrwöchige Bearbeitungszeiten sowie Kosten gemäß der KOVerm entstehen 
und ein anschließender Austausch der Kartengrundlage erforderlich werden. Eine 
frühzeitige Klärung ist von Vorteil. 

 
- Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

-  Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

  
Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld: 
Seitens der Berg- und Universitätsstadt Clausthal-Zellerfeld werden Anregungen 
nicht gegeben.. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  
Stadt Goslar: 
der Bebauungsplan Nr. 233 „Hasenwinkel“ berührt keine Aufgaben im 
Zuständigkeitsbereich der Stadt Goslar als Mitglied des Mittelzentralen Verbundes. 
Meinerseits sind keine Planungen mit Relevanz für Ihr Verfahren beabsichtigt oder 
eingeleitet. Informationen, die Ihnen für die Ermittlung und Bewertung des 
Abwägungsmaterials zweckdienlich sein könnten, liegen mir nicht vor. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 

  
Nds. Landesbehörde für Straßenbau und Verkehr, GB Goslar: 
Belange der Straßenbauverwaltung sind von der Aufstellung des B-Planes nicht 
betroffen. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Landkreis Goslar: 
Planungsrecht: 
1. Für die festgesetzte Fläche für Gemeinbedarf ist ergänzend eine 

Zweckbestimmung festzusetzen. 
Nach dem BVerwG Urt. V. 11.3.1988 – 4 C 56.84, erfordert auch der 
Grundsatz der Bestimmtheit planerischer Aussagen, dass der 
Verwendungszweck der Gemeinbedarfsfläche konkret und eindeutig bestimmt 
sein muss. Die Festsetzung einer Fläche für den Gemeinbedarf ohne 
konkretisierenden Zusatz ist i.d.R. unwirksam, weil ohne festgesetzte nähere 
Zweckbestimmung eine Bandbreite höchst unterschiedlicher Vorhaben des 
Gemeinbedarfs zugelassen würde (OVG Münster Urt. V. 19.7.2011 – 10 D 
131/08.NE, Juris).  
In Verbindung mit einem Planzeichen für Einrichtungen und Anlagen gem. 4.1 
PlanzV sollte in einer textlichen Festsetzung die zulässige Nutzung 
konkretisiert werden.  

2. Die Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung sollte mind. Um eine 
Festsetzung zur max. Geschossigkeit oder Höhe der baulichen Anlagen 
ergänzt werden. 

3. Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes „Hasenwinkel“ werden Teilflächen 
von rechtskräftigen Bebauungsplänen überplant, die somit gleichzeitig mit 
diesem Verfahren teilweise aufgehoben werden sollen. Dabei handelt es sich 
m.E. um die teilweise Aufhebung der Bebauungspläne 234/1 Radauberg, 1. 
Änderung, 251 Schlewecker Straße Ost sowie 251/1 Schlewecker Straße Ost, 
1. Änderung. Ich bitte um Prüfung der Angaben in der Planzeichnung sowie 
Überarbeitung der Begründung, in der falsche Angaben enthalten sind 
(Schlewecker Trift anstatt Schlewecker Straße Ost sowie die Nr. des B-Planes 
Radauberg). Zur Vermeidung von Zweifelsfällen soll in allen erforderlichen 
Beschlüssen der Gemeinde, Bekanntmachungen sowie 
Öffentlichkeitsbeteiligung auf die gleichzeitige Aufhebung hingewiesen werden 
(s. 40.2 VVBauGB).  

 
Straßenverkehr: 
Ich weise darauf hin, dass nachfolgende Stellungnahme im Einvernehmen mit der 
Polizeiinspektion Goslar und dem Verkehrsmanagement der Nds. Landesbehörde 
für Straßenbau und Verkehr – Geschäftsbereich Goslar – ergeht: 
Die vorgelegten Panunterlagen enthalten leider keinerlei Angaben zur 
verkehrlichen Erschließung. 
Nach Aussage der Stadt Bad Harzburg erfolgt die Erschließung von Seiten der 
Schlewecker Straße (K 30). Dies betrifft sowohl den Kraftfahrzeug- als auch den 

 
Planungsrecht 
Dem Hinweis zur Festsetzung einer Zweckbestimmung wird gefolgt. Es wird 
die Zweckbestimmung Kindertagesstätte festgesetzt.  
 
 
 
 
 
 
 
Eine textliche Festsetzung wird nicht in die Planung aufgenommen, da durch 
die Zweckbestimmung die Nutzung ausreichend konkretisiert ist. 
 
2. Dem Vorschlag wird nicht gefolgt. Für diese Fläche soll nach planerischem 
Ermessen keine Höhenfestsetzung oder Festsetzung einer max. zulässigen 
Anzahl von Geschossen erfolgen. 
3. Nach Überprüfung der überplanten und damit zu benennenden 
Bebauungspläne ist festzustellen, dass 251 „Schlewecker Str. Ost“ bereits 
durch die 1. Änderung in diesem Bereich vollständig überplant ist und somit 
nur noch die 1. Änderung von der neuen Planung betroffen ist. 
Die Begründung wird hinsichtlich der Bezeichnung Schlewecker Straße / 
Schlewecker Trift überprüft und korrigiert. 
 
 
Der Hinweis zu den Beschlüssen wird beachtet.. 
 
 
 
 
Straßenverkehr: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Die Nds. Landesbehörde hat in 
Ihrer eigenen Stellungnahme keine Betroffenheit festgestellt. 
 
Da die Plangebietsfläche direkt an die Schlewecker Straße angrenzt, ist eine 
Erschließung von dieser vorgesehen. Im Rahmen der Ausführungsplanung 
für die geplante Bebauung ist auf der Ebene der Baugenehmigung mit den 
zuständigen Behörden die genaue Festlegung zur verkehrlichen 
Erschließung erfolgt. 
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Fußgängerverkehr. 
Grundsätzlich ist die Lage der Zufahrt und des Zuganges so zu wählen, dass 
ausreichende Sichtbeziehungen für Kraftfahrzeuge und Fußgänger gewährleistet 
sind. Sichtbehindernde Bebauungen, Bepflanzungen und andere Anlagen sind zu 
vermeiden. 
Ein Gehweg ist im betreffenden Bereich der Schlewecker Straße (K 30) lediglich 
auf der gegenüberliegenden Seite vorhanden. Insofern ist zu prüfen, ob die Anlage 
eines Gehweges auch auf der Seite der geplanten Kindertagesstätte erforderlich 
wird. Eine sichere Überschreitung der Schlewecker Straße (K 30) ggf. mit baulichen 
Einrichtungen ist zu gewährleisten. 
Kreisstraßenwesen: 
Aus Sicht des Straßenbaulastträgers für die K 30 (Schlewecker Straße) ist 
festzustellen, dass der Zufahrtsbereich sich innerhalb der Ortsdurchfahrt befindet. 
Bedenken bestehen nicht, wenn die Zufahrt wie im bereits vorliegenden Bauantrag 
dargestellt, erfolgt und die erforderlichen Sichtfelder gem. Nr. 6.3.9.3 der RASt 06 
freigehalten werden. 
Bodenschutz: 
Planzeichnung: 
In der nachrichtlichen Übernahme ist „Teilgebiet 1“ durch „Teilgebiet 4“ zu ersetzen. 
Begründung: 
Da in dem Geltungsbereich die Errichtung einer Kindertagesstätte geplant ist, sollte 
in der Begründung auf die Regelungen der BPG-VO insbesondere für die Nutzung 
als Kinderspielfläche hingewiesen werden. Aufgrund der sensiblen Nutzung 
müssen spezielle Anforderungen entsprechend der Anlage 1 der BPG-VO erfüllt 
werden. In der Begründung sind Aussagen zu treffen, mit welchen Maßnahmen der 
Nutzungskonflikt gelöst werden soll.  
Naturschutz: 
Auch im beschleunigten Verfahren muss der Artenschutz abgearbeitet werden. 
Unter Punkt 3 der Begründung wurde festgestellt, dass „keine Anhaltspunkte für 
eine erhebliche Beeinträchtigung für die (…) Umweltschutzgüter“ bestehen. Eine 
artenschutzrechtliche Untersuchung hat demzufolge jedoch nicht stattgefunden. Im 
Geltungsbereich befindet sich ein Gehölzbestand, der ein Vorkommen von 
Brutvögeln ermöglicht. Sofern dieser bei der Gestaltung der Außenanlagen 
weitegehend erhalten werden kann und für Neupflanzungen die vorgeschlagene 
Artenliste mit heimischen Arten in die textlichen Festsetzungen übernommen wird, 
ist aufgrund der Kleinflächigkeit nicht von einer erheblichen Beeinträchtigung von 
Belangen des Artenschutzrechtes auszugehen. Sofern der Gehölzbestand 
weitgehend entfernt werden soll, ist im weiteren Verlauf des Verfahrens jedoch ein 
artenschutzrechtliches Gutachten vorzulegen. 
Vorgeschlagene Artenliste (ohne Dornen-tragende und giftige Arten): 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und an die zukünftigen Bauherren 
weitergegeben. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in die Haushaltsplanungen der 
Stadt Bad Harzburg aufgenommen. 
 
 
 
Kreisstraßenwesen 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
 
 
 
 
Bodenschutz 
Planzeichnung: 
Die nachrichtliche Übernahme wird durch TG 4 ersetzt. 
Begründung: 
In der Begründung wird auf weitere Informationen durch den Landkreis, 
untere Bodenbehörde verwiesen. Das ist im Rahmen der Bauleitplanung 
ausreichend. 
 
 
 
Naturschutz 
Der Hinweis zum Artenschutz wird zur Kenntnis genommen. 
Im bebaubaren Bereich befinden sich wenige Gehölze. Eine 
artenschutzrechtliche Untersuchung wurde auf Grund der Bauzeit nicht 
durchgeführt, da die Entfernung der Gehölze bereits im zulässigen Zeitraum, 
vor dem 01. März, durchgeführt. 
Zur weiteren Gestaltung der Außenbereiche werden die vorhandenen 
Gehölze einbezogen und als Hinweis werden die vorgeschlagenen 
Artenlisten in die Begründung aufgenommen. 
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Bäume: 
Berg-Ahorn 
Spitz-Ahorn 
Rot-Buche 
Hänge-Birke 
Winter-Linde 
Sommer-Linde 
Hainbuche 
Vogelkirsche 
Elsbeere 
Mehlbeere 
Walnuss 
 
Sträucher: 
Kornelkirsche 
Roter Hartriegel 
Hasel 
Sal-Weide 
Schwarzer Holunder 
Trauben-Holunder 
Feld-Ahorn 
 
Überwachung der Abfallentsorgung: 
Ich bitte folgende Hinweise zu beachten: 
Anfallender Überschussboden ist Abfall im Sinne des § 3 KrWG, mit dem 
entsprechend den vorstehend genannten Grundsätzen des Gesetzes „Vermeidung 
vor Verwertung“ und „Verwertung vor Beseitigung“ umzugehen ist. Die Verwertung 
muss ordnungsgemäß und schadlos, die Beseitigung gemeinwohlverträglich sein. 
Ich mache in diesem Zusammenhang auf die Belastung des Bodens mit 
Schwermetallen besonders aufmerksam. Zu beachten ist dabei insbesondere das 
Verschlechterungsverbot. Das bedeutet, dass Überschussboden nicht in Gebiete 
gebracht werden darf, die geringere Schwermetallbelastungen aufweisen. 
Informationen zum Umgang mit belastetem Bodenaushub und zu den 
unterschiedlich belasteten Teilgebieten erhalten Sie darüber hinaus unter Tel.-Nr. 
05321/76-693 in meinem Fachdienst Umwelt bei Lisa-Sophie Winkel oder im 
Internet (www.landkreis-goslar.de) unter der Rubrik „Umwelt / Bodenaushub-
Entsorgung“. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Überwachung der Abfallentsorgung: 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in die Begründung eingefügt. 
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Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG): 
aus Sicht des Fachbereiches Landwirtsch./Bodenschutz wird wie folgt Stellung 
genommen:  
aus bodenschutzfachlicher Sicht geben wir einige allgemein Hinweise zu den 
Maßnahmen der Vermeidung und Verminderung von Bodenbeeinträchtigungen. 
Vorhandener Oberboden sollte aufgrund § 202 BauGB vor Baubeginn abgetragen 
und einer ordnungsgemäßen Verwertung zugeführt werden. Im Rahmen der 
Bautätigkeiten sollten einige DIN-Normen aktiv Anwendung finden (v.a. DIN 19639 
Bodenschutz bei Planung und Durchführung von Bauvorhaben, DIN 18915 
Vegetationstechnik im Landschaftsbau – Bodenarbeiten, DIN 19731 Verwertung 
von Bodenmaterial). 
Um dauerhaft negative Auswirkungen auf die von Bebauung freizuhaltenden 
Bereiche zu vermeiden, sollte der Boden im Bereich der Bewegungs-, Arbeits- und 
Lagerflächen durch geeignete Maßnahmen z.B. Überfahrungsverbotszonen, 
Baggermatten) geschützt werden. Boden sollte im Allgemeinen schichtgetreu ab- 
und aufgetragen werden. Die Lagerung von Boden in Bodenmieten sollte ortsnah, 
schichtgetreu, in möglichst kurzer Dauer und entsprechend vor Witterung geschützt 
vorgenommen werden (u.a. DIN 19731). Außerdem sollte das Vermischen von 
Boden verschiedener Herkunft oder mit unterschiedlichen Eigenschaften vermieden 
werden. Der Geobericht 28b „Bodenschutz beim Bauen“ des LBEG dient als 
Leitfaden zu diesem Thema. 
Weitere Anregungen oder Bedenken aus Sicht unseres Hauses bestehen unter 
Bezugnahme auf unsere Belange nicht. 

 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen und in die Begründung eingefügt. 
 

 
 
 
 
 
Bedenken und Anregungen 
 
Öffentliche Auslegung 
 
 
Während der öffentlichen Auslegung wurden keine Anregungen oder Bedenken geäußert. 
 


